


M A N F R E D T R E M L 

Bayerns Pressepolitik zwischen Verfassungstreue 
und Bundespflicht (1815-1837) 



Beiträge zu einer historischen Strukturanalyse 

Bayerns im Industriezeitalter 

herausgegeben von Prof.  Dr. Kar l Bosl 

Institut für Bayerische Geschichte an der Universität München 

Band 16 



Bayeras Pressepolitik zwischen 
Verfassungstreue  und Bundespflicht 

(1815 -1837) 
Ein Beitrag zum bayerischen Souveränitätsverständnis 

und Konstitutionalismus im Vormärz 

Von 

Dr. Manfred Tremi 

D U N C K E R & H U M B L O T / B E R L I N 



Alle Rechte vorbehalten 
© 1977 Duncker & Humblot, Berlin 41 

Gedruckt 1977 bei Buchdruckerei Bruno Luck, Berlin 65 
Printed in Germany 

ISBN 3 428 04016 3 



Vorwort 

Bayerns Eigenstaatlichkeit steht nicht nur in der Geschichtsschrei-
bung, sondern auch in der politischen Tagesdiskussion häufig im Wider-
streit der Meinungen. Verstärkte Rufe nach Zentralisierung im Bi l -
dungs- und Polizeibereich signalisieren die Tendenz einer schrittweisen 
Ausdehnung der Bundeskompetenzen und damit eines schleichenden 
Verfassungswandels. 

Wirksamkeit und Grenzen des bayerischen Souveränitätsanspruches 
im 19. Jahrhundert aufzuzeigen, versucht diese Arbeit, indem sie für 
einen sachlich und zeitlich begrenzten Teilbereich, die bayerische 
Pressepolitik im Vormärz, die wechselseitige Verflechtung von Innen-
und Außenpolitik, von einzelstaatlichem Interesse und Bundespflicht 
untersucht. 

Als größter deutscher Verfassungsstaat,  der, aufbauend auf einer 
noch lebendigen landständischen Tradition, im Jahre 1818 den Schritt 
in das Zeitalter des Konstitutionalismus vollzogen hatte, geriet Bayern 
in das Zentrum der Auseinandersetzungen um Funktion und Ausge-
staltung der 1815 in Wien begründeten neuen föderativen Ordnung 
Deutschlands. Zweifellos hat der Deutsche Bund, geformt vom Wil len 
Metternichs und getragen von der hegemonialen Dominanz der deut-
schen Großmächte Österreich und Preußen, alle konstitutionellen Ent-
wicklungsmöglichkeiten in Bayern beschnitten und die K lu f t zwischen 
Verfassungstext und Verfassungswirklichkeit  erheblich vergrößert. 
Völ l ig zu Recht haben daher die Zeitgenossen, besonders breitenwirk-
sam und angriffslustig  in der Presse, die Frage nach Sinn und Zweck 
der Föderation gestellt. Und nicht zufällig reagierte der Bund auf diese 
Herausforderung,  die seine Schwächen aufzeigte und seine restaurative 
Funktion deutlich machte, mi t dem Einsatz aller Mi t te l bundesstaat-
licher Macht. Die Souveränität der Einzelstaaten aber, die in der Bun-
desakte ausdrücklich garantiert war, erl i t t im Zuge dieser antiliberalen 
Poli t ik erhebliche Einbußen, deren Auswirkungen auf die deutsche 
Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts nicht zu unterschätzen sind. 

Die ursprüngliche Zielrichtung der Arbeit war eine Zensurgeschichte 
Bayerns im Vormärz. Doch die Aussagen der Presse und die einschlä-
gigen Akten zeigten sehr bald, daß eine Analyse bayerischer Zensur-
pol i t ik unter rein innenpolitischem Aspekt nicht zu leisten war. 
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Daher schlossen sich an Forschungen im Hauptstaatsarchiv und im 
Geheimen Staatsarchiv München noch weitere Quellenuntersuchungen 
im Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien und im Geheimen Staatsarchiv 
Berlin-Dahlem an. Für das Entgegenkommen und die freundliche 
Unterstützung, die ich von Leitern und Mitarbeitern dieser Archive 
erfuhr,  bedanke ich mich. Die eingeschränkte Benützung des Gehei-
men Hausarchivs München und die Ablehnung eines Antrages auf 
Durchsicht der Tagebücher Ludwigs I. hatten eine bedauerliche Ver-
engung der Quellenbasis zur Folge. Leider erhielt ich auch zur Be-
nützung des Zentralarchivs der DDR in Merseburg, in dem die Akten 
des preußischen Außenministeriums liegen, keine Genehmigung. 

Die vorliegende Untersuchung stellt die geringfügig veränderte Fas-
sung einer Dissertation dar, die von der Philosophischen Fakultät der 
Universität München im Jahre 1975 angenommen wurde. Angeregt 
und betreut wurde die Doktorarbeit von Prof.  K. Bosl, dem mein 
besonderer Dank gilt. Er hat mir nicht nur als geistiger Mentor 
während meines Studiums den Weg gewiesen, sondern auch meine 
wissenschaftliche Tätigkeit gefördert  und gelenkt, ohne dadurch meine 
Eigenentfaltung einzuschränken. Nicht zuletzt Prof.  Bosls Unterstüt-
zung verdanke ich auch die Förderung meiner Arbeit durch ein Stipen-
dium und die Aufnahme in die Reihe „Beiträge zu einer historischen 
Strukturanalyse Bayerns im Industriezeitalter". 

Herr Dr. K. Möckl hat meine Forschungen mit kritischem Rat und 
freundschaftlicher  Ermunterung begleitet und damit erheblich geför-
dert. Dafür sage ich ihm herzlichen Dank. 

Meinen Eltern, die mir die Möglichkeit zum Studium geboten haben, 
und meiner Frau, die mir während der arbeitsreichen Jahre mit 
Geduld und Verständnis zur Seite stand, soll dieses Buch gewidmet sein. 
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Einleitung: Problem, Methode und Forschungsstand 

„Das oberste Gesetz des europäischen Bundes heißt Zensur1." 

„Die freie Presse ist die Seele der konstitutionellen Institutionen 
und gibt der Verfassung erst Bedeutung2." I n diesem Gegensatzpaar 
der Urteile eines Gentz und Wir th ist das Spannungsfeld deutlich um-
schrieben, in dem sich die Presse des Vormärz zu bewegen hatte. Zwi -
schen dem am Freiheitsverständnis der Französischen Revolution 
orientierten liberalen Verfassungsdenken und einer bundespolitisch 
inspirierten und erzwungenen Reaktion gab es keine harmonisierende 
Kompromißformel  mehr. Die Konfliktstufen  und ihre Lösungsversuche 
zwischen 1815 und 1837 bieten tiefen Einblick in die politische Struktur 
des Deutschen Bundes und in das Wesen und Selbstverständnis des 
bayerischen Frühkonstitutionalismus. 

Vor allem in der Pressefrage  wurden alle gesellschaftlichen und 
politischen Spannungen virulent, die dieser Epoche der Verfassungs-
kämpfe ihren Stempel aufdrückten. 

Konservatismus, Konfessionalismus und Liberalismus suchten ihren 
Machtanspruch in Presseorganen durchzusetzen, der weltanschauliche 
Kampf schuf ein Publikum, das Partei nahm. Für die liberale Opposi-
t ion wurde die Pressefreiheit  zum Prüfstein des politischen Systems. 
Sie erlangte Symbolcharakter für die Gesamtheit der konstitutionellen 
Anliegen. 

Entscheidend für den Freiheitsraum, der der Presse zugestanden 
wurde, war zunächst die Pol i t ik3 des Einzelstaates. Al le Formen von 

I n den Anmerkungen werden nur Kurzt i te l verwendet. Vollständige A n -
gaben f inden sich im Literaturverzeichnis. 

1 Zit . nach Heyck, Allgemeine Zeitung, S. 215. 
2 Zit . nach Steuer, Cotta in München, S. 76 (Inland v. 17. 3.1831). 
3 Der Begrif f  der Pressepolitik ist nicht einheitl ich definiert.  Eine Ein-

engung, wie sie E. Naujoks, in : Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 
22/1971, H. 1, S. 7 - 22 postuliert, indem er als Pressepolitik nur die „p lan-
mäßige Lenkung der öffentlichen  Meinung durch die Regierung oder seitens 
eines Staatsmannes" (S. 7) anerkennt und ihren Beginn erst mi t dem Jahre 
1848 ansetzt, ist w i l l kür l i ch und entbehrt einer stichhaltigen Begründung. 

Weiter ist die Defini t ion bei Koszyk / Pruys, dtv-Wörterbuch zur Publ iz i-
stik, S. 283 f. (Ar t ike l „Pressepolitik"). Dennoch bleibt auch hier das Jahr 
1848 als Beginn einer „Pressepolitik i m eigentlichen Sinne" (S. 283) bestehen. 
I n der vorliegenden Arbei t w i r d der Terminus im Anschluß an Groth, Zei-
tung 2, 3 ff.  übergreifend  verstanden. 



12 Einleitung 

Kooperation und Konfrontation zwischen Staat und Presse, die spätere 
Epochen zur völligen Entwicklung brachten, sind im Vormärz bereits 
angelegt. Der Schwerpunkt allerdings lag bis 1848 auf der negativen 
Presselenkung, repräsentiert durch das Prinzip der Präventivzensur. 
Daneben standen zahlreiche fördernde  und hemmende Eingriffe  auf 
allen Ebenen publizistischer Akt iv i tät , bei der Produktion, der Distri-
bution und Rezeption4. Sie geben zusammen ein deutliches Bi ld von den 
gegensätzlichen Interessen der staatstragenden Oberschicht und der in 
der liberalen Presse repräsentierten bürgerlichen Öffentlichkeit. 

Innerhalb des Deutschen Bundes bestanden in den ersten Jahren 
nach Unterzeichnung der Bundesakte mehrere divergierende presse-
politische Konzeptionen nebeneinander. Die Bandbreite reichte vom 
liberalen Modell Weimars über die Kompromißlösung Bayerns bis zur 
reaktionären Unterdrückungspolitik Österreichs. Um den Bund lebens-
fähig zu erhalten, war ein Minimalkonsensus nötig. Die erzwungene 
Verfassungsautonomie jedoch, die die beiden deutschen Großmächte 
durchsetzten, wurde unter hegemonialen Vorzeichen geschaffen.  Bren-
nender denn je stellte sich nun die Frage nach dem Zweck der Födera-
tion. I n der presserechtlichen Diskussion, die während des gesamten 
Vormärz nicht mehr abriß, konzentrierten sich die ideologischen Gegen-
positionen. Das Spiel mi t juristischen Interpretationskünsten blieb 
allerdings vordergründige Argumentationsbasis für ein rechtsgläubiges 
Zeitalter, es war nur Symptom eines tiefgreifenden  Strukturwandels in 
Staat und Gesellschaft. 

Zwischen den Koordinaten der Bundespflicht und der Verfassungs-
treue bewegte sich die bayerische Pressepolitik. Expansiv waren auch 
die Kräfte,  die hinter den konträren Bindungen standen: Mi t dem Ziel 
der Restauration drängte der Bund auf Kompetenzerweiterung, eine 
freiheitliche Verfassungsentwicklung im Sinne liberaler Grundsätze 
strebte die innerstaatliche Opposition an. Im Gegensatz zwischen Land-
tag und Bundestag kristallisierte sich für die bayerische Regierung der 

Die Untertei lung i n negative und positive Pressepolitik erlaubt eine A n -
wendung auch auf den Vormärz und w i r d der pressegeschichtlichen Entwick-
lung gerechter. 

Treffend  die weite Defini t ion bei M. Lunzer, Der Versuch einer Presselen-
kung in Österreich 1848 - 1870 (Wien 1954), S. 3: 

„Pressepolitik ist die Stellungnahme der Regierung gegenüber der Presse, 
sei es ihre Behinderung, sei es ihre Beeinflussung oder Ausnützung." 

4 I m Rahmen dieser Arbei t kann nur auf die Bereiche der Distr ibut ion und 
Produkt ion eingegangen werden. Die historische Rezeptionsforschung, von 
der wichtige Beiträge zur Gesellschaftsgeschichte zu erwarten sind, steckt 
noch in den Kinderschuhen und erarbeitet sich erst al lmählich ein adäquates 
methodisches Rüstzeug. 

Dazu besonders die Arbeiten von R. Engelsing; materialreich auch die l i te-
raturgeschichtlichen Arbeiten von Schenda; besonders wer tvo l l für den süd-
deutschen Raum die Dissertation von Ruckhäberle, Flugschriftenliteratur. 
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pressepolitische Konfl ikt . Die situationsbedingten Entscheidungen der 
bayerischen Pressepolitik glichen einer beständigen Gratwanderung 
zwischen unvereinbaren Anforderungen.  Die Verfassung diente als 
Instrument der Integration neuerworbener Territorien und aufstreben-
der gesellschaftlicher Kräfte,  zugleich bot sie ein Schutzschild gegen 
Eingriffe  in die innerstaatliche Souveränität. Die Bundesverpflichtun-
gen andererseits verstand man gezielt einzusetzen, wenn die Opposition 
im Inneren die konsequente Einlösung des Verfassungsversprechens 
forderte. 

Die Widersprüche dieser Poli t ik liegen nicht zuletzt in der Konstruk-
tion des Deutschen Bundes selbst begründet, der unter Metternichs 
Führung die ursprüngliche Kompromißbasis völ l ig verließ. Die ein-
gehende Untersuchung der bayerischen Pressepolitik w i rd somit auch 
zur Funktion und historischen Bedeutung des Deutschen Bundes einen 
Beitrag leisten. Die Föderation aus dem Blickwinkel einzelstaatlicher 
Polit ik zu betrachten, scheint um so gerechtfertigter  und notwendiger, 
als die nationalliberale Geschichtsschreibung jede eigenständige polit i-
sche Akt iv i tä t der Gliedstaaten unter die abwertende Formel des „Par-
tikularismus" faßte, während die Historiographie des bayerischen Pa-
triotismus die Realität des Bundes abzuschwächen oder zu negieren 
bemüht war. 

Eine vollständige Analyse der bayerischen Pressepolitik hat ihren 
Blick auf die politischen Vorgänge und Frontenbildungen im Inneren 
zu richten, zugleich aber muß sie die Einflüsse der Föderation auf den 
Entscheidungsspielraum Bayerns aufdecken. 

Das Objekt der staatlichen Maßnahmen, die Presse, w i rd in einigen 
typischen Organen zu Wort kommen, die über Wünsche und Forderun-
gen der liberalen Publizistik Bayerns Auskunft geben und zugleich 
Ar t und Ausmaß der staatlichen Eingriffe  demonstrieren. Um sie, die 
führenden Repräsentanten der neuen bürgerlichen Öffentlichkeit,  for-
mierten sich zuerst die liberalen Kräfte des gesellschaftlichen Protestes 
gegen monarchisch-bürokratischen Absolutismus. Hinter den führen-
den Männern des opponierenden Journalismus werden auch die Ge-
sellschaftsschichten greifbar,  denen diese „Opinion Leaders" entstamm-
ten. Zugleich fällt der Blick auf die Rezipienten der liberalen Publi-
zistik, eine inhomogene, in sich zersplitterte „bürgerliche Gesellschaft", 
die nur der Kampf gegen die politisch und gesellschaftlich privilegierte 
Aristokratie einte. Die Verfassungsdiskussion um die Pressefreiheit 
vollzog sich auf dem Hintergrund dieses säkularen gesellschaftspoliti-
schen Prozesses. Aus dem gesellschaftlichen Wandel, in dessen Verlauf 
sich ein Austausch der Eliten anbahnte, der in Deutschland erst mi t der 
Revolution von 1918/19 zu einem abrupten Abschluß gelangte, werden 
die pressepolitischen Kontroversen vol l verständlich. Umgekehrt l ie-


